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Arbeitsvertrag über einen Minijob auf Stundenbasis
Zwischen
Name des Arbeitnehmers:………………………………………………………………………………………..
Adresse:…………………………………………………………………………………………………………….
und dem Unternehmen:…………………………………………………………………………………………..
Adresse:…………………………………………………………………………………………………………….
wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:
§ 1 Allgemeines
Das Arbeitsverhältnis beginnt am …………………….. und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Der Arbeitnehmer wird als Servicekraft (geringfügige Beschäftigung) eingestellt. Inbegriffen sind hier
folgende Tätigkeiten: 
…………………………………………………………………………………………………...........................
Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist vorbehaltlich am Standort ………………………   …………………………. zu erbringen.
§ 2 Probezeit
Die ersten sechs Monate werden als Probezeit vereinbart. Innerhalb dieses Zeitraumes kann das Arbeitsverhältnis innerhalb einer Frist von zwei Wochen von beiden Seiten gekündigt werden, unbeschadet des Rechts zur fristlosen Kündigung.
§ 3 Arbeitszeit, Arbeit auf Abruf
Der Arbeitnehmer erbringt seine Arbeitsleistung entsprechend dem Arbeitsanfall. Über den Abruf der Arbeitsleistung entscheidet der Arbeitgeber unter Beachtung der gesetzlichen Grenzen nach dem betrieblichen Bedarf. 

Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt …….. Stunden*. Der Arbeitnehmer hat die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung entsprechend den betrieblichen Erfordernissen an 2 bzw. 3 Tagen in der Woche zu erbringen. Die tägliche Arbeitszeit beträgt maximal 3 bis 4 Stunden. Der Arbeitgeber wird den Arbeitnehmer spätestens 4 Kalendertage vorher über seinen Arbeitseinsatz informieren.

*Anmerkung: Bei der derzeitigen gesetzlichen Mindestlohnhöhe von 9,35 Euro pro Arbeitsstunde (Stand: 2020) können im Rahmen eines Minijobs maximal 11 Wochenstunden vereinbart werden.

§ 4 Urlaub
Der Urlaub richtet sich nach den betrieblichen Urlaubsregelungen und dem Bundesurlaubsgesetz. 
§ 5 Vergütung 

Die Vergütung erfolgt nach den angeordneten und geleisteten Arbeitsstunden. Der Arbeitnehmer erhält eine Vergütung in Höhe von …... Euro brutto pro Arbeitsstunde und höchstens 450 Euro pro Monat. Sie wird zum 3. des folgenden Monats auf dieses Konto überwiesen:
IBAN: …………………………………………………………………………………………………
BIC: …………………………… Geldinstitut: ……………………………………………………….
§ 6 Sonderzuwendung

Ein Anspruch auf Sonderzuwendungen besteht nicht. Etwaige Sonderzuwendungen sind freiwillige Leistungen des Arbeitgebers; ein Anspruch des Arbeitnehmers auf solche Leistungen oder auf eine bestimmte Höhe dieser Leistungen besteht auch im Falle wiederholter Gewährung nicht.
§ 7 Arbeitsverhinderung / Krankmeldung
§ 616 BGB (Vergütungspflicht bei einer vorübergehenden Verhinderung der Arbeitsleistung) wird abbedungen. Im Krankheitsfall ist das Unternehmen unverzüglich über die Arbeitsunfähigkeit zu unterrichten und spätestens am dritten Werktag muss eine ärztliche Bescheinigung über das Bestehen sowie deren voraussichtliche Dauer vorgelegt werden. Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Vorlage der ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung bereits ab dem ersten Tag zu verlangen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, dies unverzüglich mitzuteilen und innerhalb von drei Tagen eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen, auch wenn der Zeitraum der Entgeltfortzahlung überschritten ist.

§ 8 Kündigung
Nach Ablauf der Probezeit kann das Vertragsverhältnis beiderseitig binnen der gesetzlichen Kündigungsfrist von vier Wochen zum 15. oder Monatsende beendet werden. Hiervon ist die außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund ausdrücklich ausgenommen. 
Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung spätestens mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer das für ihn gesetzlich festgelegte Renteneintrittsalter vollendet hat.

§ 9 Verschwiegenheitspflicht
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, während der Dauer des Arbeitsverhältnisses und auch nach Ausscheiden über die im Rahmen seiner Tätigkeit bekanntgewordenen Betriebsgeheimnisse Stillschweigen zu bewahren. 
Verstößt der Arbeitnehmer gegen seine Verschwiegenheitspflicht, kann dies zur Kündigung führen. Der Arbeitgeber weist den Arbeitnehmer ferner darauf hin, dass Geheimnisverrat nach § 17 UWG strafbar ist.

§ 10 Befreiung von der Rentenversicherungspflicht
Der Arbeitnehmer hat die Möglichkeit, auf die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung zu verzichten. Notwendige Voraussetzung hierfür ist, dass der Wille für die Zukunft erklärt wird und hierfür ein Antrag gestellt wird.
§ 11 Sozialversicherung, Steuern

Der Arbeitnehmer erklärt und sichert zu, außer der geringfügigen Beschäftigung nach diesem Vertrag

□ kein weiteres geringfügiges Beschäftigungsverhältnis und keine versicherungspflichtige Hauptbeschäftigung zu haben;

□ lediglich folgende weitere Beschäftigungsverhältnisse auszuüben:

…………….. (Arbeitgeber), …………….. (Entgelt), …………… (wöchentliche Arbeitszeit), versicherungspflichtig in:

Krankenversicherung □ /Pflegeversicherung □ /Rentenversicherung □ /Arbeitslosenversicherung □

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, jede Änderung der steuerlichen bzw. sozialversicherungsrechtlichen Verhältnisse, insbesondere die Aufnahme oder Beendigung weiterer Beschäftigungen, dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen.
Der Arbeitnehmer wird darüber unterrichtet, dass der Arbeitgeber von der Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, die Vergütung pauschal zu versteuern; der Arbeitnehmer trägt im Innenverhältnis die Pauschalsteuer. Dem Arbeitnehmer bleibt das Recht vorbehalten, gegen Nachweis der maßgeblichen Lohnsteuerabzugsmerkmale eine Besteuerung nach seinen individuellen Steuermerkmalen zu verlangen. 
§ 12 Minderjährige

Ist der Arbeitnehmer minderjährig, erteilen ihm hiermit die mitunterzeichnenden gesetzlichen Vertreter unwiderruflich die Ermächtigung zur Entgegennahme und Abgabe aller das Arbeitsverhältnis betreffenden Erklärungen einschließlich einer Kündigungserklärung sowie zur Entgegennahme des Arbeitsentgelts.

§ 13 Vertragsänderung/Nebenabreden/Teilungültigkeit

Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. Jede Änderung und Ergänzung dieses Arbeitsvertrages, die nicht durch eine individuelle Vereinbarung der Vertragsparteien erfolgt, bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für Änderungen dieses Schriftformerfordernisses. Die Nichtigkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrages berührt die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht.

§ 14 Ausschlussfrist

Ansprüche der Parteien aus dem Arbeitsverhältnis oder aus Anlass der Beendigung sind jeweils gegenüber der anderen Vertragspartei innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten seit Fälligkeit des Anspruchs geltend zu machen. Dies muss mindestens in Textform (bspw. E-Mail oder Fax) erfolgen, anderenfalls erlöschen sie. Die Ausschlussfrist gilt nicht für Ansprüche

· aus einer Haftung für vorsätzliche Pflichtverletzungen,

· auf Mindestlohn nach dem MiLoG, AEntG oder AÜG oder andere nach staatlichem Recht zwingende Mindestarbeitsbedingungen und

· aus Gesetz, Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen, auf die nicht verzichtet werden kann.

§ 15 Vertragsausfertigung
Der Arbeitsvertag wird in zweifacher Ausfertigung erstellt. Jeder der Vertragspartner erhält eine.
........................................................
Ort, Datum
………………………………………………                
 …………………………………………..
Unterschrift Arbeitgeber/in



  Unterschrift Arbeitnehmer/in







.………………………………………..

  Bei Minderjährigen 
  Unterschrift des gesetzlichen Vertreters 
  (beide Elternteile bzw. Vormund)

